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SUBVENTIONEN

den Opfern der Steuerzahler bleiben. Vielmehr muß die 
Subvention an die Bedingung geknüpft sein, daß die Be­
triebszugehörigen (einschließlich des Managements) 
auch ihrerseits einen entsprechenden Beitrag zur Erhal­
tung ihrer Arbeitsplätze leisten, etwa indem sie auf das
13. Gehalt, auf bisherige betriebliche Sozialleistungen 
verzichten oder einen Lohnanteil im Unternehmen als 
Kapitalbeteiligung stehen lassen. Auch solche Subven­
tionsbedingungen sind geeignet, in vorteilhafter Weise 
die Situation zu klären.

Vorzüge einer Privatisierung

Was die Subventionitis innerhalb des öffentlichen 
Sektors betrifft, so besteht das wichtigste Heilmittel in 
einer rigorosen Privatisierung des staatlichen Wirt­
schaftsvermögens und der staatlichen Wirtschaftstätig­
keit, wo immer das technisch nur möglich erscheint. Die 
Bedenken, die dagegen vorgebracht zu werden pfle­
gen, sind regelmäßig nichts als politische und ideologi­
sche Schutzbehauptungen. Wenn zum Beispiel gesagt 
wird, die Privatisierungsforderung liefe darauf hinaus, 
die Rosinen aus dem Kuchen des öffentlichen Wirt­
schaftsvermögens herauszupicken, so kann die Ant­
wort nur lauten, daß sich die Staatstätigkeit überhaupt 
nicht für wirtschaftliche Rosinen, sondern lediglich für 
den Teil des Kuchens zu interessieren hat, den zwar alle 
haben wollen, den aber sonst niemand backen würde

(vgl. § 65 der Bundeshaushaltsordnung). Und dieser 
Teil ist dem Umfang nach sehr begrenzt. Eine süddeut­
sche Kommune zum Beispiel hat jetzt selbst eine Tal­
sperre mit Erfolg privatisieren können. Und die britische 
Regierung exerziert gerade vor, daß selbst notleidende 
öffentliche Betriebe durchaus ihre Käufer finden kön­
nen.

Übrigens schlägt man mit einer klug eingesetzten Pri­
vatisierungsmaßnahme drei Fliegen mit einer Klappe: 
Der Staat kann dauerhaft erhebliche Subventionsmittel 
sparen; die Produktion wird in privater Hand regelmäßig 
effizienter; und last not least erhält der Finanzminister 
mit den Erlösen aus dem Vermögensverkauf dringend 
notwendige Mittel, um die Staatsschuld, einschließlich 
der Zinsbelastung, abzusenken.

Schließlich sollte auch etwas gezielt für junge Tech­
nologieunternehmen und mittelständische Betriebe, die 
expandieren wollen, getan werden. Die Briten haben 
zum Beispiel mit dem „Unlisted Securities Market“ , also 
einer Art zweiten Aktienmarkt, erstaunlich gute Erfah­
rungen gemacht. Etwas Ähnliches könnte auch unsere 
Regierung in der Risikokapitalförderung tun. Das ist ge­
wiß erfolgversprechender, als wie gebannt immer nur 
die „aging economy“ im Visier zu haben. Etwas Mut und 
politische Phantasie erfordert die Entziehungskur von 
der Kostgängerschaft beim subventionierenden Staat 
freilich schon.

Staatliche Projektförderung zur Entwicklung 
technischer Spitzenprodukte?
Manfred Weilepp, Hamburg

Die Vergabe von Subventionen in Form von direk­
ten Finanzhilfen und Steuervergünstigungen ge­

hört, auch in einer marktwirtschaftlich orientierten Wirt­
schaftsordnung wie in der Bundesrepublik, seit jeher 
zum Instrumentarium der Wirtschaftspolitik, ln den letz­
ten Jahren sind die Subventionen, die sich seit 1970 
weit mehr als verdoppelt haben, im Zusammenhang mit 
der öffentlichen Finanzmittelknappheit und den notwen­
digen Sparmaßnahmen jedoch immer stärker in die öf­
fentliche Kritik geraten. Weitgehend verschont von die-

Dr. Manfred Weilepp, 40, leitet die Forschungs­
gruppe Grundsätze der Struktur- und Ordnungs­
politik im HWWA-Institut für Wirtschaftsfor­
schung-Hamburg.

WIRTSCHAFTSDIENST 1984/111

ser Kritik blieben, jedenfalls was die Höhe betrifft, die 
Ausgaben für die Förderung von Forschung und Ent­
wicklung. Diese wird allgemein als eine vordringliche 
Aufgabe der Strukturpolitik angesehen, da die Entwick­
lung und Verwendung von Spitzentechnologien von 
entscheidender Bedeutung für die Erhaltung der inter­
nationalen Wettbewerbsfähigkeit unserer stark außen­
handelsabhängigen Volkswirtschaft ist.

In der Tat weist der zunehmende Wettbewerbsdruck, 
dem sich die hochentwickelten Industrieländer mit ei­
nem hohen Lohnniveau in Bereichen lohnkostenintensi­
ver Produktionen mit einfacher Technologie von seiten 
der weniger entwickelten Länder mit einem niedrigen 
Lohnniveau -  insbesondere der Schwellenländer Süd­
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SUBVENTIONEN

ostasiens -  ausgesetzt sehen, nachdrücklich darauf 
hin, daß eine Umorientierung auf technologieintensive­
re Produkte und neue Technologien erforderlich ist. Die 
Notwendigkeit zu verstärkten innovativen Bemühungen 
besteht um so mehr, als auch die anderen fortgeschrit­
tenen Länder Anstrengungen unternehmen, in zu­
kunftsorientierten Bereichen Wettbewerbsvorsprünge 
zu erlangen. Wie groß die Konkurrenz für die deutsche 
Wirtschaft ist, läßt sich an der Tatsache ablesen, daß 
sich der Anteil der Bundesrepublik am Welthandel (Ex­
port) mit technologieintensiven Gütern von 1972 bis 
1981 von 17,7% auf 12,2% spürbar verringert hat, 
während der Anteil der USA von 19,1 % auf 24,7 % und 
der Japans von 13,8 % auf 16,1 % gestiegen is t'.

Formen der Projektförderung

Es ist denn auch erklärtes Ziel der Forschungs- und 
Technologiepolitik der Bundesregierung, die Leistungs­
und Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu erhalten 
und auszubauen^. Neben der weitgehend unumstritte­
nen Förderung der marktfernen Grundlagenforschung, 
die im Rahmen von Hochschulen und speziellen wis­
senschaftlichen Forschungseinrichtungen stattfindet 
und die zu einer Erweiterung des allgemeinen wissen­
schaftlich-technischen Wissens beitragen soll, wird 
auch die Forschung und Entwicklung in den Unterneh­
men von der Bundesregierung gefördert. 1980 gingen 
41,9 % der Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Entwicklung in Höhe von insgesamt 10,5 fVIrd. DM an 
Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft®. Mit 
diesen Mitteln sollen für die Unternehmen die Risiken, 
die mit der Entwicklung und Einführung neuer Produkte 
und Technologien verbunden sind, gemindert werden, 
um so eventuelle Verzögerungen bei der Durchsetzung 
des technischen Fortschritts zu verhindern. Die Förde­
rung erfolgt zum Teil als indirekte Förderung, die die all­
gemeine Forschungsbereitschaft erhöhen soll -  z. B. in 
Form von Zuschüssen zu den Personalausgaben für 
Forschung und Entwicklung oder für Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen zum Teil als direkte Förde­
rung in Form von Zuschüssen zu einzelnen Projekten.

' Siehe HWW A-Institut für W irtschaftstorschung-Hamburg: Analyse 
der strukturellen Entwicklung der deutschen W irtschaft -  Strukturbe- 
rlcht 1983 Hamburg 1983, Textziffer 157

 ̂ Siehe BMFT (Hrsg.): Bundesberlcht Forschung Vt. Bonn 1 97 9 ,5 .8 .

 ̂ Siehe BMFT (Hrsg.); Faktenbericht 1981 zum Bundesbericht For­
schung. Bonn 1981. S, 373.

 ̂ Vgl. A. C a s p e r s Staatliche Förderung industrieller Forschung, 
Absichten und Folgen, tn; W IRTSCHAFTSDIENST, 60- Jg. (1980), 
Heft 12. S, 618

 ̂ Stehe BMFT {Hrsg}: Faktenbencht 1981 zum Bundesbericht For­
schung, a.a.O.. S. 383,

® Siehe ebenda, S 378.

Die direkte Projektförderung ist bisher eindeutig das 
bedeutendste Instrument. Gleichwohl wird sie, insbe­
sondere wegen ihrer ordnungspolitischen Implikatio­
nen, vielfach in Frage gestellt. Haupteinwände gegen 
diese Förderungsform sind die Problematik bei der 
Festlegung förderungswürdiger Projekte, die Gefahr 
von Mitnahmeeffekten, konzentrationsfördernde einsei­
tige Begünstigung von Großunternehmen, Einschrän­
kungen der Handlungsfreiheit der Unternehmer und 
„Vergesellschaftung“ des Risikos durch Übertragung 
auf den Staat“'. Alle diese Einwände betonen letztlich 
die Gefahr einer Fehlallokation der Produktionsfaktoren 
als Folge der staatlichen Projektförderung.

Das Beispiel Flugzeugbauindustrie

Eines der bedeutendsten und bekanntesten Beispie­
le für die direkte staatliche Entwicklungsförderung ist 
der Bau von zivilen Flugzeugen. Die Notwendigkeit der 
Förderung gerade dieses Bereichs wird in der öffentli­
chen Diskussion trotz der Einwände gegen die Projekt­
förderung kaum angezweifelt. Obwohl die deutsche 
Luft- und Raumfahrtindustrie mit einem Anteil von nur 
0,3 % an der gesamtwirtschaftlichen Bruttowertschöp­
fung zu den kleineren Industriegruppen in der Bundes­
republik zählt, wird ihr gemeinhin eine große Bedeutung 
für die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung zuge­
schrieben. Das ist darauf zurückzuführen, daß es sich 
um einen Industriebereich handelt, in dem modernste 
Technologie zum Einsatz kommt und in dem ein hoher 
Aufwand an Forschung und Entwicklung getrieben wird. 
In Relation zu den Beschäftigten und zum Umsatz lagen 
die Forschungs- und Entwicklungsausgaben der Luft- 
und Raumfahrtindustrie mit 29 900 DM je Beschäftigten 
bzw. 30,3 % vom Umsatz 1979 weitaus an der Spitze 
aller Sektoren^, Sie wies jedoch 1979 mit 13,7 % auch 
den weitaus kleinsten Eigenanteil an der Finanzierung 
ihrer Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen 
auf«

Im folgenden wird deshalb zunächst untersucht, ob 
es durch die Förderung dieses Sektors mit erheblichen 
öffentlichen Mitteln gelungen ist, technisch hochstehen­
de Produkte zu entwickeln, die sich unter Wettbewerbs­
bedingungen am Markt durchsetzen konnten. Es wer­
den dabei lediglich die Fördermaßnahmen für den zivi­
len Flugzeugbau betrachtet werden, da die Verbindun­
gen der Luft- und Raumfahrtindustrie mit dem Staat im 
militärischen Bereich und in der Raumfahrt zwar eine er­
hebliche Abhängigkeit der Industrie vom Staat hervorru­
fen, jedoch nicht zu den Subventionen im engeren Sin­
ne zu zählen sind, sondern als Käufe von Forschungs­
ergebnissen, Entwicklungsergebnissen und Produkten 
klassifiziert werden können.
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In der ersten Phase des Wiederaufbaus der deut­
schen Flugzeugindustrie nach der Erlangung der vollen 
Souveränität der Bundesrepublik im Jahre 1955 hatten 
militärpolitische Ziele im Vordergrund gestanden, weil 
eine leistungsfähige Luftfahrtindustrie für den Aufbau 
der deutschen Luftwaffe als unbedingt notwendig ange­
sehen wurde. 1963 begann die Bundesregierung, die 
sich bis dahin geweigert hatte, für den zivilen Sektor an­
dere als die Gesetze der Marktwirtschaft gelten zu las­
sen, mit der Förderung der Entwicklung ziviler Flugzeu­
ge und Hubschrauber. Die Förderung erfolgte zunächst 
mit der Zielsetzung, die Luft- und Raumfahrtindustrie 
aus der einseitigen Abhängigkeit vom militärischen Be­
reich zu befreien, die die Gefahr in sich birgt, daß ein dis­
kontinuierlich anfallender Beschaffungsbedarf zu Aus- 
lastungs- und Beschäftigungsschwankungen der Indu­
strie führt, die nicht ausgeglichen werden können. Diese 
Gefahr war für die deutsche Luft- und Raumfahrtindu­
strie größer als für die ausländische Konkurrenz, da sie 
wegen der bestehenden Exportbeschränkungen für Rü­
stungsgüter nur in einem sehr beschränkten Maße auf 
Auslandsmärkte ausweichen konnte. Weiterhin zielte 
die Förderung einer zivilen Flugzeugproduktion auch 
darauf ab, die Präsenz der deutschen Industrie auf ei­
nem für zukunftsträchtig gehaltenen Markt sicherzustel­
len, da von der technologischen Entwicklung dieses 
Sektors wesentliche Impulse für andere Bereiche der 
Volkswirtschaft erwartet wurden.

Die Fördermittel wurden zunächst als zinslose Darle­
hen, die bei fehlendem Verkaufserfolg in verlorene Zu­
schüsse umgewandelt werden konnten, ab 1971 dann 
als bedingt rückzahlbare Zuschüsse gewährt. Sie durf­
ten bis zu 60 %, bei großen internationalen Projekten 
wie dem Airbus bis zu 90 % des deutschen Anteils an 
den Entwicklungskosten betragen. Gefördert wurden 
mit diesen Mitteln hauptsächlich das Geschäfts- und 
Reiseflugzeug HFB 320, der Hubschrauber BO 105, 
das Kurzstreckenverkehrsflugzeug VFW 614 und der 
Airbus. Während der von MBB entwickelte Hubschrau­

ber sich als großer Erfolg erwies -  bis Anfang 1982 wa­
ren bereits über 1600 Stück verkauft - ,  wurde die Pro­
duktion des HFB 320 Hansa-Jet und der VFW 614 we­
gen zu geringer Verkaufszahlen eingestellt. Die Ent- 
wicklungskostendariehen und die bedingt rückzahlba­
ren Zuschüsse wurden demzufolge zu verlorenen Zu­
schüssen. Die Hauptursache für den wirtschaftlichen 
Mißerfolg ist darin zu sehen, daß bei der Entwicklung zu 
sehr auf technische Perfektion geachtet worden war, so 
daß der Verkaufspreis, trotz der günstigen Finanzierung 
der Entwicklungskosten, zu hoch wurde. Bei der VFW 
614 kam noch hinzu, daß nach dem Zusammenschluß 
der Vereinigten Flugtechnischen Werke mit der nieder­
ländischen Fokker zur VFW-Fokker GmbH der Verkauf 
von den Niederländern, die auch die Konkurrenzmodel­
le F 27 und F 28 herstellten, übernommen wurde.

Das Airbus-Engagement

Seit 1977 wird hauptsächlich noch das europäische 
Gemeinschaftsprojekt Airbus gefördert. Die Bundesre­
publik trat 1966 den britisch-französischen Verhandlun­
gen über die gemeinsame Entwicklung eines zweistrah­
ligen Großraumflugzeuges für Kurz- und Mittelstrecken 
bei, die 1967 mit dem Abschluß des „Airbus-Vertrages“ 
zwischen den beteiligten Ländern abgeschlossen wur­
den. Im September 1967 wurde in der Bundesrepublik 
für die Durchführung des Airbus-Projektes die „Deut­
sche Airbus GmbH“ gegründet, an der zunächst fünf 
Firmen beteiligt waren. Nach mehreren Fusionen und 
dem Rückzug von Dornier blieb schließlich nur noch 
MBB als alleiniger Gesellschafter übrig. Diese Gesell­
schaft sollte nach dem ursprünglichen Konzept 25 % 
der Entwicklungskosten übernehmen, den Rest sollten 
die Engländer und Franzosen zu gleichen Teilen auf­
bringen. Nach dem Ausscheiden Großbritanniens im 
April 1969 einigten sich Frankreich und die Bundesre­
publik auf eine Weiterführung des Projekts. Die engli­
sche Firma Hawker Siddeley, die die Tragflächen kon­
struieren sollte, beteiligte sich ohne staatliche Unter-
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Stützung mit 7,4 % an der Finanzierung der Entwick­
lungskosten. Der Rest wurde zu gleichen Teilen von 
den Deutschen und den Franzosen übernommen. Die 
Verantwortung für die Durchführung des Projektes wur­
de von den beteiligten Regierungen auf die im Dezem­
ber 1970 gegründete Airbus Industrie Groupement d’in­
térêt Economique übertragen. Nachdem 1970 das hol­
ländische Unternehmen Fokker mit einer Finanzie­
rungsquote von 6,6 % assoziiertes Mitglied und 1971 
die spanische Flugzeugbaufirma CASA mit 2 % Vollmit­
glied geworden waren, reduzierten sich die deutschen 
und französischen Anteile entsprechend. Die Rentabili­
tätsschwelle für dieses Flugzeug wurde mit 360 Exem­
plaren angegeben. Bis Ende 1982 konnten jedoch erst 
248 Stück verkauft werden.

1978 beschlossen die Airbus-Partner die Entwicklung 
einer kleineren Version, der A 310, an der sich nun auch 
wieder Großbritannien mit Regierungszusagen beteilig­
te. Damit stiegen die Entwicklungskosten für das ge­
samte Projekt jedoch erheblich an, so daß die Rentabili­
tätsschwelle auf 860 Stück stieg. Verkauft wurden bis­
her jedoch von beiden Typen lediglich 352^.

Umfang der Förderung

Für die Entwicklung dieser beiden Airbus-Typen hat 
die Bundesregierung bisher 2,1 Mrd. DM aufgebracht. 
Mit diesen Hilfen wurde die Airbus GmbH in die Lage 
versetzt, ihren Anteil an den Entwicklungskosten aufzu­
bringen und die Entwicklung bis zur Serienreife zu finan­
zieren. Da die Rückzahlung der Entwicklungskostenzu­
schüsse für den Airbus von der Bundesregierung An­
fang 1982 für mindestens zehn Jahre ausgesetzt wur­
de, die Airbus-Industrie die Beträge aber weiterhin an 
die Deutsche Airbus GmbH überweist, erhält diese eine 
weitere Liquiditätshilfe.

Zusätzlich zu den Entwicklungskostenzuschüssen 
wurden der Luft- und Raumfahrtindustrie auch noch 
weitere Subventionen gewährt, die zu den vom Steuer­
zahler getragenen Kosten für das Airbus-Programm 
hinzugerechnet werden müssen. Von 1975 bis 1981 
zahlte die Bundesregierung für die Produktion des Air­
bus sogenannte Produktionshilfen in Form von Zu­
schüssen in Höhe von insgesamt 0,7 Mrd. DM®. Sie wur­
den mit der Begründung gewährt, daß die Verluste, die 
durch den stärkeren Kostenanstieg gegenüber den 
USA und durch die Abwertung des Dollars entstanden

'  Siehe H. J- M a h n k e : Bonn gibt zur Entwicklung des A 320 Zu­
schuß von 1,5 Mrd. DM, in: Die Welt Nr, 46 vom 23. 2. 1984.

® Siehe HW W A-Institut fijr W irtschaftsforschung-Hamburg: Analyse 
der strukturellen Entwicklung der deutschen Wirtschaft. Strukturbericht 
1983, a.a.O., Tz. 209,

® Vgl, ebenda.
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wären, wenigstens zum Teil ausgeglichen werden soll­
ten, um die Marktchancen des Airbus zu erhalten. Bei 
dieser Fördermaßnahme handelt es sich also um eine 
reine Preissubvention, die einen nicht konkurrenzfähi­
gen Preis auf ein konkurrenzfähiges Niveau herab­
schleusen sollte. Sie stellte somit einen Eingriff in den 
Marktmechanismus dar, der die Steuerungsfunktion 
des Preises beeinträchtigt.

Weiterhin wurden für den Verkauf des Airbus seit 
1975 Absatzfinanzierungshilfen in Form von Zinszu­
schüssen gezahlt. Diese sollen es den Herstellern er­
möglichen, die Exportfinanzierung den Bedingungen 
des Weltmarktes anzupassen, an dem die Verkäufe der 
dominierenden amerikanischen Konkurrenz durch die 
Export-Import-Bank zu Konditionen finanziert werden, 
die unter denen des Kapitalmarkts liegen. Diese Hilfen 
beliefen sich bis 1982 auf 285,7 Mill. DM®.

Einen erheblichen Subventionswert, der jedoch nicht 
quantifizierbar ist, stellten die Bürgschaften dar, 
die die Bundesregierung zur Sicherstellung der Finan­
zierung der laufenden Produktion mit einem Bürg­
schaftsrahmen von nunmehr 4,1 Mrd. DM übernommen 
hat. Diese Bürgschaften verursachen jedoch, solange 
sie nicht in Anspruch genommen werden, keine Bela­
stung für die Staatskasse.

Fehlallokatlon staatlicher Mittel

Betrachtet man das bisherige Ergebnis der umfang­
reichen Förderung des zivilen Flugzeugbaus, in der 
Hauptsache des Airbus, kritisch, so scheint aus ökono­
mischer Sicht auch für die Zukunft eher Skepsis gegen­
über der Projektförderung angebracht zu sein. Zwar ha­
ben die Zuschüsse zur Entwicklung von zivilen Flugzeu­
gen es der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie we­
sentlich erleichtert, wenn nicht sogar überhaupt erst er­
möglicht, größere Projekte in Angriff zu nehmen. Damit 
wurde sowohl ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
als auch ihre Kooperation mit europäischen Partnern 
gestärkt. Auch konnte die Industrie den Anteil der zivilen 
Produktion am Umsatz erheblich ausweiten. Doch die 
damit angestrebte größere Unabhängigkeit vom Staat 
wurde nicht erreicht. Es wurde vielmehr nur eine Ver­
schiebung der Abhängigkeit vom Staat als Nachfrager 
hin zu einer Abhängigkeit vom Staat als Subventionsge­
ber bewirkt. Von den größeren geförderten Projekten 
konnte bisher lediglich der Hubschrauber BO 105 zu ei­
nem befriedigenden ökonomischen Erfolg geführt wer­
den, obwohl wesentliche Voraussetzung für die Förde­
rung die Wahrscheinlichkeit des technischen und kom­
merziellen Erfolgs war, die durch ausführliche Vorstu­
dien und Marktanalysen belegt werden mußte. Dies un­
terstreicht die Problematik, die mit einer amtlichen Fest-
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Stellung der Förderungsfähigkeit verbunden ist. Offen­
sichtlich ist es bei den Projekten, deren Produktion in­
zwischen eingestellt wurde, zu einer Fehlallokation von 
staatlichen Mitteln und von Produktionsfaktoren gekom­
men, die anderswo mit höherem gesamtwirtschaftli­
chen Ertrag hätten verwendet werden können.

Der mit viel Optimismus in Angriff genommene Airbus 
ist bisher nur zu einer Quelle für Dauersubventionen ge­
worden. Der ursprünglich auf 717 Mill. DM kalkulierte 
deutsche Anteil an den Entwicklungskosten, von dem 
der Bund 90 % aufbringen sollte, hat sich im Laufe der 
Zeit aufgrund von allgemeinen Kostensteigerungen, 
aber auch wegen der Neuentwicklung der kleineren 
Version A 310, erheblich erhöht. Durch diese Entwick­
lung wurde aber nicht die Wirtschaftlichkeit des Projek­
tes verbessert. Vielmehr stieg die Rentabilitätsschwelle 
von 360 auf 860 Flugzeuge.

Das finanzielle Engagement des Bundes soll jetzt 
noch weiter ausgeweitet werden. Die Bundesregierung 
beschloß, für die Entwicklung des neuen, kleineren Air­
bus A 320 bis 1990 weitere 1,5 Mrd. DM bereitzustellen. 
Da nach ihren Angaben erst bei einer Zahl von 600 ver­
kauften A 320 mit einer Rückzahlung der Zuschüsse zu 
rechnen ist, würde die Rentabilitätsschwelle des Ge­
samtprojektes auf 1460 Stück erhöht. Ob diese Zahl je­
mals erreicht werden kann, muß trotz der vorliegenden 
Marktanalyse, die dem A 320 gute Absatzchancen ein­
räumt, angesichts der Erfahrungen in der Vergangen­
heit bezweifelt werden.

Die Förderung des Airbus hat sich für die Bundesre­
gierung als ausgesprochen risikoreich enwiesen, da 
Produktion und Verkauf bisher ohne staatliche Hilfe 
nicht möglich waren. Die finanziellen Verpflichtungen, 
die sich aus der Beteiligung an diesem Großprojekt er­
geben, sind in der Vergangenheit immer weiter ange­
stiegen und werden auch in Zukunft weiter zunehmen, 
sei es aufgrund von höheren Kosten, sei es aufgrund 
steigender Absatzfinanzierungshilfen. Die Vorbehalte 
gegenüber einer direkten Projektförderung, insbeson­
dere bei Großprojekten, werden also auch in bezug auf 
die Verstaatlichung des Risikos bestätigt.

Wenig plausible Argumente

Auch das immer wieder vorgebrachte Erziehungsar­
gument, das Zölle oder Subventionen rechtfertigt, um 
junge, im Aufbau befindliche Industriezweige vor über­
mächtiger ausländischer Konkurrenz zu schützen, ist 
nicht geeignet, eine dauerhafte Subventionierung zu 
rechtfertigen. Denn für ein modernes Industrieland, das 
seine Produktionsfaktoren auch in anderen hochtech­
nologischen Bereichen einsetzen kann, die ohne Sub­

ventionen am Weltmarkt konkurrenzfähig sind, besteht 
keine zwingende Notwendigkeit, unbedingt im zivilen 
Flugzeugbau präsent zu sein. Dies gilt um so mehr, 
wenn bereits ein aus strategischen Gründen für notwen­
dig gehaltener militärischer Flugzeugbau existiert.

Als weiterer Grund für die Subventionierung der Luft­
fahrtindustrie wird das Auftreten externer Effekte ange­
führt: Von dieser forschungs- und innovationsintensiven 
Industrie werden neue Erkenntnisse, Produkte und Pro­
duktionsverfahren in andere Bereiche transferiert, die 
den technischen Fortschritt beschleunigen sollen. Es ist 
jedoch nicht anzunehmen, daß diese Effekte ohne die 
Existenz eines hochsubventionierten zivilen Flugzeug­
baus nicht entstanden wären. Solange der Nachweis 
spektakulärer externer Effekte von hoher gesamtwirt­
schaftlicher Bedeutung ausbleibt, kann daraus nicht die 
Rechtfertigung für erhebliche längerfristige Subven­
tionszahlungen abgeleitet werden.

Schließlich kann auch die vorgebrachte Furcht vor 
der Monopolisierung des Marktes durch die amerikani­
sche Konkurrenz die Bedenken gegenüber Subventio­
nen nicht beseitigen, solange nicht abzusehen ist, ob 
die Rentabilitätsschwelle überhaupt je erreicht wird und 
die Industrie dann ohne Subventionen auskommt.

Schwer kalkulierbarer Finanzaufwand

Alles in allem bestärkt die Entwicklung der Subventio­
nierung des zivilen Flugzeugbaus, insbesondere des 
Airbus-Projekts, die Skepsis gegenüber einer direkten 
Projektförderung als Mittel der Technologiepolitik. Da 
ein hoher staatlicher Beitrag zu den Entwicklungsko­
sten das Risiko der beteiligten Unternehmen erheblich 
senkt, wird der Zwang zur Beachtung der eigenen öko­
nomischen Möglichkeiten geringer, und die Gefahr der 
Fehlallokation von Ressourcen steigt. Zudem hat sich 
gezeigt, daß gerade bei Großprojekten mit hohen Zu­
schüssen der finanzielle Aufwand des Staates von vorn­
herein nur schwer kalkulierbar ist. Zum einen wird staat­
liche Unterstützung gerade da gefordert, wo die Chance 
zur Erreichung der Rentabilität und damit zur Gewinner­
zielung besonders klein eingeschätzt wird. Zum ande­
ren übenwiegt gerade bei Großprojekten nach Über­
schreitung einer bestimmten Schwelle die Tendenz, 
diese auch weiterzuführen, um die Berechtigung des 
einmal begonnenen Engagements nachzuweisen'“ . 
Die Bundesregierung sollte daher die direkte Projektför­
derung möglichst weit reduzieren und dort, wo sie ihr 
trotz aller Bedenken unumgänglich erscheint, die Ei­
genverantwortung der Unternehmen durch eine Erhö­
hung des Eigenanteils fördern.

Als Beispiel dafür sei fiier nocfi die Entwicklung des scfinellen Brü­
ters erwätinl.
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